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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats
PME petites et moyennes entreprises
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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Marz gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die eidgendssische Volksinitiative
~Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)™ mit
110'000 gultigen Unterschriften zu Stande gekommen war. Das von der EVP, der SP, den
Grunen, der CSP, dem SGB sowie dem Verein Christnet lancierte Begehren forderte auf
Bundesebene die Einfuhrung einer zwanzigprozentigen Erbschaftssteuer ab einem
Vermdgen von zwei Millionen Franken. Zwei Drittel der Ertrége sollten dem
Ausgleichsfonds der AHV und ein Drittel den Kantonen zukommen. Im Juni
veroffentlichte der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) ein von ihm in Auftrag
gegebenes Rechtsgutachten, das zum Schluss kam, dass die Volksinitiative den
Grundsatz der Einheit der Materie verletzte. Der SGV forderte das Parlament auf, den
Initiativtext fur ungultig zu erkléren. Fir Kontroversen sorgte auch die im Initiativtext
verankerte Rickwirkungsklausel, die besagte, dass im Falle einer Annahme der Vorlage
Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem Nachlass zuzurechnen waren. Im September
gab der Bundesrat bekannt, dass er sich der Einflihrung einer nationalen
Erbschaftssteuer widersetzte. In der im Dezember vorgelegten Botschaft meldete die
Landesregierung vor allem Bedenken bezlglich der foderalistischen Kompetenzordnung
an. Der Bundesrat sprach sich entschieden gegen einen Eingriff in die Steuerhoheit und
in das Steuersubstrat der Kantone aus. '

Die Rate behandelten 2014 die Botschaft des Bundesrates zur Volksinitiative
~Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)™, die im
Vorjahr zustande gekommen war. Das von der EVP, der SP, den Grlinen, der CSP, dem
SGB sowie dem Verein Christnet lancierte Begehren verlangt die EinfUhrung einer
nationalen Erbschafts- und Schenkungssteuer. Die Initiantinnen und Initianten fordern,
dass Nachlasse und Schenkungen Uber CHF 2 Mio. zu einem Satz von 20 Prozent
besteuert werden. Zwei Drittel der Ertrége sollen dem Ausgleichsfonds der AHV und ein
Drittel den Kantonen zukommen. Fir Kontroversen sorgten im Vorfeld die im
Initiativtext verankerte Rickwirkungsklausel, die besagt, dass im Falle einer Annahme
der Vorlage Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem Nachlass zuzurechnen wéaren und
ein vom Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) in Auftrag gegebenes
Rechtsgutachten, das zum Schluss kam, dass die Volksinitiative den Grundsatz der
Einheit der Materie verletze. Die Frage der Gultigkeit der Volksinitiative pragte in der
Sommersession 2014 denn auch den Auftakt der Beratungen im erstbehandelnden
Standerat. Die kleine Kammer nahm bei 5 Enthaltungen einen Ordnungsantrag Diener
Lenz (glp, ZH) mit 25 zu 14 Stimmen an und wies die Vorlage mit dem Auftrag, die
Gultigkeit vertieft zu prifen und einen Mitbericht der Staatspolitischen Kommission
(SPK) einzuholen, an die Kommission fir Wirtschaft und Abgaben des Standerates
(WAK-SR) zurlck. Am 25. August 2014 teilte die WAK-SR mit, dass die Volksinitiative
gemass den geltenden Kriterien und der Praxis der Bundesversammlung fir glltig
erklart werden musse. Nach diesem Entscheid folgte der Standerat in der Herbstsession
schliesslich dem Bundesrat und empfahl die Initiative bei 2 Enthaltungen mit 32 zu 11
Stimmen zur Ablehnung. In der Wintersession schloss sich der Nationalrat dem
Beschluss des Standerates mit 124 zu 56 Stimmen und einer Enthaltung an. Das
Initiativbegehren wurde ausserhalb der geschlossenen Linken nur von zwei CVP-
Parlamentariern unterstitzt. ?

Am 14. Juni 2015 kam die Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere
AHV (Erbschaftssteuerreform)”, die von der EVP, der SP, den Grlinen, der CSP, dem
SGB sowie dem Verein Christnet 2011 lanciert worden war, zur Abstimmung. Die
Initianten forderten, dass Nachlésse und Schenkungen Uber CHF 2 Mio. zu einem Satz
von 20 Prozent besteuert werden. Zwei Drittel der Ertrage sollten dem Ausgleichsfonds
der AHV und ein Drittel den Kantonen zukommen. Die Gegnerschaft hatte sich schnell
formiert: Entsprechend dem Stimmverhalten ihrer National- und Sténderate gaben SVP,
FDP, CVP, BDP und GLP die Nein-Parole heraus. Das Ja-Lager sah sich damit im
Wahlkampf mit einer potenten und in wirtschaftlichen Themen gut eingespielten Nein-
Allianz konfrontiert. Wahrend die Beflrworter versuchten, die Erbschaftssteuer als
faire Steuer darzustellen und die Vorzuge der zuséatzlichen Einnahmen flur die AHV
propagierten, legten die Gegner mit Slogans wie "Wohlstand zerstéren¢" oder
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"Familienfeindlich. KMU-feindlich." den Fokus auf die potenziellen Folgen einer
Annahme auf Familienunternehmen. Zudem wurde vom Contra-Lager mehrfach auch
die aus ihrer Sicht "rechtsstaatlich fragwurdige" Ruckwirkungsklausel ins Feld gefuhrt,
durch die im Falle einer Annahme der Vorlage Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem
Nachlass angerechnet worden waren. Diese Klausel hatte bereits wahrend der
parlamentarischen Debatte fur Diskussionen gesorgt und im Wahlkampf wohl zugunsten
der Initiativgegner mobilisiert. Die Nein-Kampagne war, wie bei anderen &hnlich
gelagerten Abstimmungen zuvor, den Beflrwortern in Sachen Présenz und Reichweite
deutlich Uberlegen. So kam es dann auch nicht Uberraschend, dass die Volksinitiative
von Volk und Standen deutlich verworfen wurde: 29,0% der Partizipierenden stimmten
der Vorlage zu. Die gesamtschweizerische Stimmbeteiligung betrug 43,7%. Die héchsten
Ja-Stimmenanteile erreichte die Initiative in den Kantonen Basel-Stadt (41,3%), Bern
(35,6%) und Neuenburg (34,0%). Am wenigsten Zustimmung erhielt das Anliegen in den
Kantonen Wallis (15,7%), Schwyz (17,2%) und Obwalden (17,8%).

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung 43.7%
Ja 657'851(29,0%) / Stande O
Nein 1'613'982071,0%) / Sténde 20 6/2

Parolen:
-Ja: SP, GPS, SGB
-Nein: SVP, FDP, CVP, BDP, GLP *

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)" verdeutlichte, dass es den Initianten trotz KMU-
Sonderregelungen und dem von vielen Seiten als sinnvoll anerkannten
Verwendungszweck der AHV kaum gelungen war, ausserhalb des linken Lagers
Zustimmung fur ihr Anliegen zu erhalten. Nicht einmal 20% der Anhangerinnen und
Anhanger von CVP, FDP und SVP hatten ein Ja in die Urne gelegt. Die Autorinnen
erklarten dies damit, dass der Stimmentscheid nicht durch persénliche
Betroffenheitsmotive, sondern durch ein tbergeordnetes Links-Rechts-Konfliktmuster
gepragt war. Eine Mehrzahl der Befragten erachtete die Vorlage in erster Linie als eine
neue Steuer und als Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats. Zudem gaben
viele der befragten Vorlagengegner an, sich vor den wirtschaftlichen Folgen,
insbesondere fur die KMU, geflrchtet zu haben. *

Sozialpolitik
Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Une initiative populaire fédérale « Imposer les successions de plusieurs millions pour

financer notre AVS (réforme de la fiscalité successorale) » a été lancée par les partis

socialiste, écologiste, évangélique et chrétien-social ainsi que par I'Union syndicale
H 5

suisse.
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